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Tod auf Raten (I)  18.12.2008

BERLIN  (Eigener Bericht) - Trotz mehrjähriger Proteste setzt die Bundesregierung
ihre Blockadepolitik in Sachen Uranmunition fort. Die Munitionsart, die
außergewöhnliche Zerstörungskraft besitzt und daher von NATO-Mitgliedern in
sämtlichen größeren Kriegen seit Beginn der 1990er Jahre eingesetzt worden ist,
ruft ernste Kontaminationen in ihren Einsatzgebieten hervor. Wissenschaftlern
zufolge verursacht sie tödliche Krebserkrankungen und Missbildungen an
Neugeborenen. Nach Erkenntnissen westlicher Militärexperten sind davon
Hunderttausende, womöglich Millionen Menschen an den Schauplätzen westlicher
Kriegsinterventionen betroffen - im Irak, im früheren Jugoslawien und in
Afghanistan. Berlin streitet bis heute Verbindungen zwischen dem Einsatz von
Uranmunition und den Erkrankungen ab, zumal sich die Vorwürfe auch auf Kriege
mit deutscher Beteiligung beziehen und überwiegend engste Bündnispartner der
Bundesrepublik betreffen. Zudem waren deutsche Rüstungskonzerne und die
Bundeswehr in Entwicklung und Erprobung von Uranmunition involviert. Ein
deutsches Gericht beschwert sich, von der Bundeswehr bei der Aufklärung von
Vorwürfen, Uranmunition sei in Deutschland in erheblichem Umfang getestet
worden, getäuscht worden zu sein. "Die Bundeswehr wird weiterhin die
Aufklärung behindern und damit Menschenleben gefährden", vermutet der
Dokumentarfilmer Frieder Wagner, der sich seit Jahren mit der Thematik befasst,
im Gespräch mit german-foreign-policy.com.

Tödlicher Einschlag
Gegen den Einsatz von Uranmunition durch die Armeen mehrerer NATO-Staaten,
insbesondere der USA und Großbritanniens, regt sich seit Jahren heftiger Protest.
Uranmunition, nach der englischen Bezeichnung für abgereichertes Uran
("Depleted Uranium") auch DU-Munition genannt, wird seit dem Beginn der
1990er Jahre verwendet, weil sie außergewöhnliche Zerstörungskraft besitzt.
Urangeschosse durchschlagen nicht nur mühelos Panzer und Gebäude, sondern
lösen anschließend auch Explosionen aus und stehen wegen ihrer umfassenden
Vernichtungswirkung bei Militärs hoch im Kurs. Sie wurden in sämtlichen großen
Kriegen der vergangenen 20 Jahre angewandt - im Irakkrieg 1991, in den Kriegen
gegen Jugoslawien 1995 und 1999, im Irakkrieg 2003 und Indizien zufolge
möglicherweise auch im Afghanistankrieg.

Tödliche Folgen
Fatale Wirkung entfaltet Uranmunition nicht nur beim Einschlag ins Ziel, sondern
auch danach. Ursache ist, dass das abgereicherte Uran, das zu ihrer Herstellung
verwendet wird, sowohl radioaktiv als auch hochgiftig ist. Beim Einsatz der
DU-Geschosse entstehen winzige keramisierte Nanopartikel - "praktisch ein
Metallgas", erläutert Frieder Wagner im Gespräch mit dieser Redaktion. Wagner
ist Dokumentarfilmer und recherchiert bereits seit Jahren über Uranmunition. Wer
das "Metallgas" einatmet, "kann furchtbare Krankheiten bekommen", sagt
Wagner: "Immunschwäche, Leukämie, Krebstumore." Zudem "kommt es bei
Mensch und Tier zu Chromosomenbrüchen."[1] Die Folge sind oft schlimmste
Missbildungen bei Neugeborenen. "Und das Problem löst sich auch nicht, wenn
alle Menschen, die das Metallgas eingeatmet haben, irgendwann einmal tot sind",
warnt Wagner: "Sie geben den deformierten genetischen Code weiter an ihre
Kinder und Kindeskinder, wie bei einer Epidemie."

Ein Drittel
Tatsächlich sind die verheerenden Spätfolgen des Einsatzes von Uranmunition
bekannt. Ein Beispiel bietet die Kleinstadt Hadzici nahe Sarajewo. Von dort
siedelten die jugoslawischen Behörden nach einem NATO-Bombardement 1995
rund 3.500 Menschen um, weil sie schlimme Nachwirkungen fürchteten -
offenkundig zu Recht: Binnen nur fünf Jahren starben ein Drittel der aus Hadzici
umgesiedelten Menschen - 1.112 Personen - an aggressiven Krebserkrankungen.
Hadzici war von DU-Geschossen getroffen worden. "Aus einer vertraulichen
Mitteilung des britischen Verteidigungsministeriums ist bekannt, dass nach
britischen Erkenntnissen schon die Anwendung von 40 Tonnen Uranmunition zu
500.000 Nachfolgetoten führen kann", berichtet Wagner.[2] Ihm zufolge wurden
allein im Golfkrieg von 1991 mindestens 320 Tonnen DU-Munition von den
westlichen Alliierten verschossen.

"Kein Zusammenhang"
Abweichend von den britischen Erkenntnissen und den Erfahrungen aus Hadzici
lässt die Bundesregierung bereits seit dem Jahr 2001 regelmäßig verlauten, sie
erkenne - so die jüngste Formulierung vom November - keinen "wissenschaftlich
nachweisbaren ursächlichen Zusammenhang zwischen der Verwendung von
Munition mit abgereichertem Uran und den damit von Medienberichten in
Verbindung gebrachten Krankheiten".[3] In offenem Widerspruch zu dieser
Aussage wurde in der Bundeswehr jedoch schon in den 1990er Jahren
ausdrücklich vor DU-Geschossen gewarnt.

Show-Business
Dies berichtete Anfang 2001 detailliert der damalige Vorsitzende des Bundeswehr-
Verbandes, Bernhard Gertz. Ihm zufolge hatten die zuständigen
Bundeswehrgeneräle eine Uran-Warnung der NATO für das Kosovo an die
deutschen Truppen weitergegeben. "Deutsche Soldaten waren gewarnt", sagte
Gertz; sie hätten die bekannten DU-Fundstellen markiert und für Arbeiten auf
verseuchten Gebieten Schutzkleidung sowie Atem- und Strahlenschutzgeräte
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erhalten.[4] Gertz kritisierte allerdings den damaligen Verteidigungsminister
Scharping scharf. Die Truppe, die am 12. Juni in das Kosovo einzurücken
begonnen hatte, sei erst am 5. Juli "über die Gefahren von Uran-Munition
informiert" worden und nicht bereits beim Einmarsch, wofür Scharping hätte
sorgen müssen, beschwerte sich der Chef des Bundeswehr-Verbandes.[5] Dass
der Minister zudem behaupte, DU-Geschosse verursachten keinerlei Gefahren für
die Gesundheit, sei "ein bisschen Show-Business".

Seit 1970
Mit Uranmunition hatte die Bundeswehr damals bereits jahrzehntelange
Erfahrung. Erste Experimente - nach Angaben der Bundesregierung handelte es
sich dabei um "Untersuchungen von aus US-Fertigung zur Verfügung gestellter
Munition mit Penetratoren aus abgereichertem Uran" [6] - wurden seit 1970 auf
dem Schießplatz des Rheinmetall-Rüstungskonzerns in Unterlüß (bei
Celle/Bundesland Niedersachsen) durchgeführt - bis zum Jahr 1978. Die Versuche
fanden in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Wehrtechnik und
Beschaffung statt. Dasselbe galt für Versuche auf einem Gelände des
Rüstungskonzerns Messerschmidt-Bölkow-Blohm (MBB - heute ein Teil von EADS)
in Schrobenhausen (Bundesland Bayern); diese hatte sich Rheinmetall von den
bayrischen Behörden für den Zeitraum von März 1979 bis April 1996 genehmigen
lassen.[7] Bernhard Gertz zufolge erwog die Bundeswehr damals,
"panzerbrechende DU-Munition zu beschaffen", stellte das Vorhaben jedoch
wegen der höchst schädlichen Spätwirkungen von abgereichertem Uran zurück.[8]
Aus gutem Grund: Schon in den 1980er Jahren bemerkte eine Bürgerinitiative in
Schrobenhausen, dem Rheinmetall-Testort, eine merkwürdige Häufung
einschlägiger Erkrankungen.

Politisch nicht durchsetzbar
Auch für die 1980er und die 1990er Jahre liegen deutliche Hinweise auf
Bundeswehr-Tests mit Munition aus abgereichertem Uran vor. Presseberichten
zufolge hatte das Bundesverteidigungsministerium am 29. Oktober 1986 die
Rüstungsfirma Dynamit Nobel beauftragt, eine Machbarkeitsstudie über eine
Fertigungsanlage für DU-Geschosse zu erstellen. Im April 1987 kam Bonn
demnach jedoch zu dem Schluss, eine solche Anlage sei "angesichts des
politischen Umfelds nicht durchzusetzen".[9] Andere Berichte nennen
Untersuchungen über das Durchschlagsverhalten von DU-Geschossen, die zu
Beginn der 1990er Jahre durchgeführt worden sein sollen - in einem deutsch-
französischen Forschungsinstitut und gemeinsam mit den US-Streitkräften. Dass
die Wirkungen von abgereichertem Uran durchaus bekannt waren, belegt nicht
zuletzt die Warnung eines Experten der Technischen Schule der Luftwaffe in
Kaufbeuren. "Schießversuche mit Uran-Hartkerngeschossen im Freien und
Kampftätigkeiten stellen eine primäre Gefahrenquelle für die Wasserqualität in
dem betreffenden Gebiet dar", hatte der Mann 1982 erklärt und darauf
hingewiesen, dass durch DU-Munition "die Tierwelt gefährdet werden" könne.[10]

Mitten in Deutschland
Experimente aus dem Jahr 1983 beschäftigen noch heute die deutsche Justiz. "Im
August 1983 hat die Bundeswehr, unter strengster Geheimhaltung, Tests mit
Uranmunition durchgeführt", berichtet Frieder Wagner im Gespräch mit german-
foreign-policy.com. Dabei verschossen die Streitkräfte "mehrere Tonnen
Uranmunition mitten in Deutschland in Bergen/Hohne".[11] Schutzmaßnahmen
wurden Wagner zufolge nicht getroffen - um der Geheimhaltung willen. "Einer der
Geschädigten ist heute krank und arbeitsunfähig und führt seit vielen Jahren eine
Klage auf Wehrdienstentschädigung", berichtet der Filmregisseur. Erst vor
wenigen Wochen hat das Landessozialgericht erklärt, von der Bundeswehr über
die damaligen Geschehnisse bewusst getäuscht worden zu sein, und hat neue
Ermittlungen angekündigt. "Dabei wäre", erklärt Wagner, "eine schnelle
Aufklärung wichtig, da auf dem kontaminierten Übungsplatz in Bergen-Hohne
immer noch Soldaten üben und auch die Zivilbevölkerung gefährdet ist".

Mitte 2007
Wie die Bundesregierung berichtet, befasst sich die deutsche Rüstungsindustrie
mittlerweile erneut mit DU-Geschossen. "Die Firma Rheinmetall hatte Mitte 2007
als Beobachter an Versuchen mit Munition mit abgereichertem Uran in den USA
teilgenommen", heißt es in einer Drucksache vom April 2008.[12] Während
Rheinmetall "beobachtet", streitet Berlin weiterhin jegliche Kenntnis über die
tödlichen Spätwirkungen des Einsatzes von Uranmunition ab. Wie es gelungen ist,
im Jahr 2001 auch die mediale Debatte über die Thematik zum Schweigen zu
bringen, obwohl die Proteste gegen Uranmunition wegen ihrer tödlichen Folgen
seit Jahren anhalten, lesen Sie in wenigen Tagen auf german-foreign-policy.com.

Bitte lesen Sie auch unser Interview mit Frieder Wagner .
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